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Rnltlicber XTeii

K7M « tzig » »»s ) « ^ anSisgrund - und Gewerbe¬
steuer in den sog . Rotgebteten

* * Der Finanzminifter hat folgende Anordnung getroffen :
1 . In den Rotgebiete» (d . h. in Gebieten mit einem Ge-

sauiternteschaden von mehr als SO v . H .) werden von der im
Steuerbescheid 1924 für das landwirtschaftliche Grund -, Ge-
blind« - und Betriebsvermögen festgesetzten Jahressteuerschuld
außer dem Steuernachlatz um der nach Gesetz vom 22 .
Januar 1926 ohne weitere« allen Grund - und Gewerbe-
steuerpflichtigen zukommt, von Amtswegeu , also allgemein
Bne Antra « weitere drei Achtel der Grund- und Gewerbe-
jteuec erlassen. Solche Steuerpflichtige haben hiernach nur
50 ». H. der im Steuerbescheid festgesetzten Jahressteuer -
schal» lf>24 zu entrichten .

2 . Der gleiche Beirag ist auf Antra , einzelnen Pflichtigen
nachzulassen , bei den«,l Witterungsschäden in gleichem U»n-
fanig eingetreten sind, »hne daß da« Gebiet , in dem der Land -
wirtschaftsbctrieb liegt zum Notgebiet erklärt worder» ist .

3. Wenn zu den allgemeinen Unwetterschäden nach Zif -
fer t noch AuswinterungSschäden hinzugekommen sind , so
wird die Steuer allgemein und »hne Antra« statt um V. um
fiiuf Achtel, also einschließlich » der erwähnten gesetzlichen
Steuersenkung um */ «, d . h. um 75 v. H . des Jahressteuerbe -
träges 1924 gesenkt.

4 . Handelt es sich nicht um Gebiete «ach Ziffer 1—3 , ist
aber der Ernteausfall «roher als ein Drittel» so kann un«
beschadet der allgemeinen gesetzlichen Steuersenkung um ein
Achtel die Steuer auf Antra« bis zu einein Betrag weiter
gesenkt »verde» , der zwei Achteln der Jahressteuerschuld ent-
spricht.

5. Ii » SmgÄfällen , in denen Pflichtige glaube »!, weiter« ? -
l»e »de Erlaffe aus besonderen Gründen beanspruchen zu lim«
ne», bleibt anheimgestellt , beim zilständigen Finanzamt be»
gründete Anträge einzureichen.

6 . Die vorgenannten Steuererleichterungen für Landwirte
sielten unter denselben Voraussetzungen in gleichem Umfang
mich für die Winzer.

7. Leiftun «Sfähi«e Steuerpflichtige , die z . B . größere Ein-
nahinen aus Viehverkäufen , aus landwirtschaftlichen Reiben-
betrieben oder aus einem Gewerbebetrieb erzielt haben , tön »
»e » voi» den Steuervergünstigungen nach Ziffer 1—4 aus¬
geschlossen werden . Ausgeschlossen von den allgemeinen Er--
Mäßigungen von Aintswege» sind ferner die auf das sorst-
»» irtschaftliche Grund - und Betriebsvermögen entfallenden
Grund- und Gewerbesteuern ! auf begrür»deten Antrag iin
Einzelfall "ist jedoch Steuernachlaß auch hier möglich .

8 . Entsprechend einer Entschließung des Landtags voin
W. Januar ds. Js . sind »trit Rücksicht auf die bestehende Not-
läge auch sonstrge Anträge von Landwirte «, sowie von
Kteiugrwerbetreibendon , Kleinrentnern und anderen Wirt-
fckastlich schwächere » Steuerpflichtigen auf Steuernachlatz
oder zinslose Stund«»« mit weitestgehendem Entgegentom-
men zu behandeln . Auch ist bei der Beitreibung der für da»

>Rerbmingsjahr 1024 noch vorhandenen Steuerrückstände tun -
lichst schonend zu verfahre».

Die Umwandlung der Rentenbank
6» verschiedenen Blättermeldungen über Verhandlungen der

Aentrnbauk wegen Aufnahme eines amerikanischen Kredits,
de » angeblich IM Millionen Dollar betragen soll , teilt der
<L»faiiu>z« ger " mit , daß die Deutsch« Re»t«nbank durch die
DaweSgesetze auf die Liquidierung ihrer Geschäfte beschränkt,
dfo gar nicht in der Lage ist , irgendwelche neuen Kreditge -
schäfte abzuschließen . Dagegen ist in dem dein Reichskabinett
vorliegende,» Gesetzentwurf « über die zu gründende Deutsche
Aeatrnbanlkreditanstalt vorgesehen , daß dieses Institut Kredit «
bis Mm achtfachen Betrage des eigenen Kapitals aufnehmen

In der Voraussetzung , daß dieser Entwurf Gesetz wird,
find innerhalb des Vorstandes der Deutschen Rentenbank in
seiner Eigenschaft als demnächstiger Vorstand der Deutschen^enlenbanktreditanskalt Erwägungen angestellt wordei », ob es
angebracht erscheine, in Amerika Fühlung wegen einer even¬
tuell aufzunehmenden Anleihe zu »nehmen . Das Angebot
kmerikanischer Geldgeber habe auch zn unverbindlichen Ver-
Handlungen geführt .

I « Hamburger HochverratSprozeß wurden veritrteilt : We-
Ken hochverräterischer Unternehmungen: UroahnS zu 10 Jah-
Tt" Festungshaft und 1000 Ml . Geldstrafe, wegen Beihilfe da-
iu . Sem , und Jensen zu je 4 Jahren Festungshaft und

Mk. Geldstrafe, Koppen zu fü»f Jahren Festungshast und
Mk . Geldstrafe , Freh de 6 Jahre Festung und 600 Mk.

Geldstrafe, Schaible 2Ml Jahre Festung und WO Mk. Geld»
Rühl wurd« von der Anklage wegen Beihilfe steige -

krochen. aber wegen verbotenen Waffentragens zu 30 Mk.
Geldstrafe verurteilt . Esser wurde freigesprochen.

#2 )ae neue preuhis ^ ie Kabinett
Man steht im Reich und in Preußen parlgnteiltarisch

vor einer außergewöhnlichen Situation : in beiden Par -
lamenten bemüht sich die Regierung um eine Politik , die
auch den Beifall der Opposition finde »! soll. Reichskanz -
ler Dr . Luther gibt Erklärungen ab , die teilweise eigent -
lich von der stärksten Partei seines Kabinetts , den
Deutschnationalen , gemißbilligt lverden müßten , lvenn
man annimnit , daß diese Partei im Wahlkainpf über
ihre eigenen Ziele und Anschauungen die Wahrheit ge -
sagt hat . er gibt Erklärungen ab , die ganz offensichtlich
auf den Beifall der mehr links gerichteten Parteien zu -
geschnitteil find , und ztvar in einem solchen Maße , daß
bisher kein parlamentarischer Redner der staatsbejahen -
den Opposition dieser Einzelheiten ans diesen Erklärun -
gen zum Gegenstand grundsätzlicher Kritik machen konn¬
te . Gleichwohl hat sich cm der prinzipiellen Oppositions -
stellung der Sozialdemokraten und der Deutfchdemokra -
ten dem Kabinett Luther gegenüber nichts geändert .

Und nun sehen wir , daß in Preußen genau dasselbe
Schauspiel , allerdings hier mit vertauschten Rollen , vor
sich geht . Das Kabinett Marx , das sich aus Vertretern
des Zentrums und der Deutschdemokraten zusammensetzt
und als einzigen Sozialdemokraten Herrn Severing in
seiner Mitte hat . ist gestern vor den preußische » Landtag
getreten , mit einer Erklärung des Ministerpräsidenten ,
die gleichfalls ganz offenbar von der Absicht getragen ist ,
der Opposition das Handwerk zu erschweren und eine Po -
litik durchzuführen , die als Politik des Ausgleichs und
der Mitte praktisch von dieser Opposition nicht gut be-
kämpft werden kann . Und auch hier ist es so, daß , wenn
schon eine Partei an irgendeiner Stelle der Programmati -
schen Erklärung des Ministerpräsidenten kritisch einhaken
könnte , es die stärkste Partei ist, die, wenn auch nicht mit
entsprechender offizieller Vertretung im Kabinett , hinter
dem Kabinett Marx steht, nämlich die Sozialdemokratie .
Hat doch der Sprecher der Sozialdemokratie «m preußi -
schen Landtag zwei Stellen der Rede des Ministerpräsi -
denken , die sich auf die Zollpolitik nnd Schulpolitik be-
ziehen , ausdrücklich nur mit kritischer Vorsicht ausge -
nommen .

Die Ähnlichkeit der parlamentarischen Situation im
Reich und in Preußen geht aber noch weiter : auch hier
hat die Opposition , die sich vornehmlich aus der Deutsch -
nationalen und der Deutschen Volkspartei zusammensetzt ,
dem Kabinett grundsätzliche Opposition angesagt , ohne
sachlich gegen die programmatische Regierungserklärung
etwas vorbringen zu können . Dabei hat der Sprecher der
Deutschen Volkspartei , Herr v . Campe , den oppositionellen
Standpunkt seiner Partei mit besonderer Schroffheit und
starker Neigung zur Polemik zum Ausdruck gebracht .

Diese Haltung der Deutscheil Volkspartei im preußi -
schen Landtag muß umso befremdlicher erscheinen , als
man behauptet , daß Stresemann der Landtagsfraktion
ernstlich eine maßvollere Haltung empfohlen hat . Man
iveiß doch ganz genau , daß die Existenz des Kabinetts
Luther schließlich von dem guten Willen des Zentrums
abhängt : das Zentrum kann , in jeder Minute das Ka -
binett Luther stürzen . Diese Einsicht sollte eigentlich der
Deutschen Volkspartei in Preußen einige Rücksicht nahe -
legen . Im Norden ist ja das Gedicht von Fritz Reuter
mit der so oft zitierten Stelle „Haust du meinen Juden ,
hau ich deinen Juden " bekannt genug , so daß es auch
Parlamentariern eine Lehre erteilen könnte .

Es wird sich nun zeigen , inwieweit die Opposition ent -
schlössen ist . von ihrem Recht der Opposition praktisch Ge -
brauch zu machen . Wirtschaftspartei . Nationalsozialisten
und Kommunisten müssen geschlossen mit den beiden gan ->
zen Fraktionen der Deutschnationalen und der Deutsch -
Volksparteiler stimmen , um das Kabinett Marx 31t Fall
zu bringen . Me es scheint, beabsichtigt man . die Kraft -
probe bei einer Abstimmung zu machen, die .Herrn Se -
bering zum Ggenstand hat . Hier hofft man auf sei-
ten der Opposition , eine winzige Mehrheit aufbringen zu
können . Wie schon vorher erklärt ivorden ist , würde in
diesem Falle das ganze Kabinett Marx zurücktreten .

Wir werden wohl schon in allernächster Zeit erfahren ,
ob die Opposition in sich vollkommen geschlossen ist oder
ob nicht dock? einzelne Abgeordnete ans der Front aus¬
treten und sich bei der Entscheidung der Stimme ent -
halten . Eines ist und bleibt klar : die programmatische
Rede des Ministerpräsidenten Dr . Marx war so gehalten ,
daß sie eigentlich bei einer sachlichen Würdigung die Zu¬

stimmung auch der Oppositionsparteien der Rechten sin -
den müßte . Bleibt diese Zustimmung aus , so ergibt sich
daraus , daß es andere Fragen sind , die die Taktik der
Rechtsparteien beherrschen . Fragen der Machtpolitik und
wohl auch vielfach des persönlichen Ehrgeizes .

volkötum . Sts »tskc>rmu .1Knltl> r
int neuen Europa
Mittwoch abend sprach auf einem vom Republik«-

» ischen Studentenbund veranstalteten Vortrags-abend , womit dieser Bund in Karlsruhe zum ersten
Mal vor die Öffentlichkeit trat , Staatspräsident
Pros . Dr . Hellpach in mehr als zweistündigen Aus¬
führungen über obiges Thema :

Das alt« Europa ist in der Zeit zwischen Anfang 1917 und
Ende 1918 zusammengebrochen. Rund hundert Jahre hat die-
ses Europa Tayllerauds . Bismarcks und Msraelis -gedauert,das nach den Napoleonischen Kriegen auf den» Wiener KongreßU8I0 geboren wurde . Seit 191g hat der sog. Friedensvertrag
von Versailles ein neue» Enropa aufgestellt Die grage ist.
ob man ihm Standfestigkeit zusprechen kann, diesem Europa
Wilsons . Lloyd Georges und Elemenceaus . Ist dieses Europa
überhaupt mit dem alten Europa zu vergleichen ? Ist das
neue Europa innerlich und äußerlich in einein solchen Maß
eine Einheit wie das alte ? Ohne uns von einer der verschie«
dq , pazifistischen oder Mneuropäischen Ströinungen tragen
zu lassen, wollen wir uns stagen , wie es mit diesem nen n
Europa staats - und kulturpolitisch aussieht.

Drei Grundelemente des politischen Daseins sind das Bolls-
tum. die Staatsordnung und das , was wir als Kultur k-e-
zeichnen. Der Vortragende behandelte nun in sehr eingehen-
den, interessanten und beziehungsreichen Ausführungen die
Frage , wie es damit im neue»» Europa stehe.

Das Element des Volkstums ist das natürlichste und >ir -
tümlichste. Hellpach weist zunächst die Unmöglichkeit des Ver-
fuches nach. Volkstum mit Rasse gleichzusetzen. Auf der gan-
zen Erde gibt es keine Stelle , wo sich beide auch nur notdürftig
decken. Zahlreiche Beispiele, darunter Schloeden , das Eldorado
des nordeuropäischen Menschen , führt der Redner an -

, aber
auch dort Einstreuungen von romanischer und finnischer Ab-
stammung . Trotzdein sind auch diese Fremdstämmigen gute
Schweden , dann das augenfällige Beloeismittel, Amerika, rfmt
unerhörte Raffenmifchung und doch ein felbstverstÄndlicbes
Empfinden als ein« einheitliche Ration . Auch bei uns M»
Deutschland, wo wir mindestens drei anthropologisch verschie-
dene Rassen haben , sind Kreuzungen und Vermischungen .
Der nordische „ Edelmensch" beherrscht auch im Norden unbe-
schränkt nicht ein einziges größeres Gebiet. In Mitteldeutsch -
Imid und Süddeutschland überwiegen die Dunkelhaarige»», die
sich nicht weniger als Deutsche fühlen. Voin Norden gingen
auch gar »»icht die großen Alltriebe deutscher Geschichte au ?,
sondern diese Antriebe deutscher Kultur und deutschen Wol-
lens waren in Oberdeutfchland. Überdies haben die Unter-
fuchuiigen in Amerika ergeben, daß bereits bei den dort ge-
borenen Kindern europäischer Auswanderer lschädelindex und
Gesichtsforin sich dem amerikanischen Typ nähern und von
ihrem Elterntyp entfernen .

Die Neugliederung Europas konnte daher auch gar,»icht
nach Rassen erfolgen . Die Friedensverträge versuchten die
Grenze nach den Sprachgebieten zu ziehen . Die Sprach« ist
heute das Kennzeichen der Rationalität . Um die Sprache
drehen sich in erster Linie die Kätnpfe der Nationalitäten .
Man hat versucht, das neue Europa nach Sprachen zu glie -
dern und selbst kleinen Sprachgemeinschaftengestattet , sich als
Staaten zusammenzuschließen.

Rur bei den Deutschen hat nian eine Ausnahme ge»»»acht .
Wir sehen dieses Europa , das sich auf Sprach« , einteilt , von
Gegensätzen beherrscht. Nur an iveiiigen Stellen sind ver¬
bindende Brücken zu bemerken, es ist zu befiirchten , daß die-
ses neue Europa wie das durch die religiösen Unterschiede zer -
spalten « mittelalterliche Europa mit einer großen Katastropbe
endet . Napoleon I ., der den Gedanken ei,«e» Äeltreicks mit
dem Kern eines geeringten Europas zuerst erfaßt habe , sei
schließlich gescheitert, vielleicht von feinen geivaltigen Genie-
leistungen erschöpft. Di« Krage »st, ob die Demokratien zu
dessen -Schaffung imstande sind .

Der Wortragende stellte den romanischen Formen der
Demokratie deren germanische Formen gegenüber, von welch
letzteren wir ^Beispiele in der ältesten europäischen Deino-
kratie , der Schweiz , in den Verei »»igden Staate »» von
Amerika »nid auch im britischen Reich haben . Die germasi -
sehe Deniokratie unterscheide! sich von der lateinischen durch
das starke Haften am körperschaftlichen Zufainmenschluß. ihre
irrationale Form , gegenüber der streng zentraliftischen und
klaren lateinischen Form und schließlich ihre sehr starke Ten-
denz 41111, Übernationalen . Die Demokratie harrt , außerdem
der 'Schicksalsfrage entgegen, ob sie überhaupt in Europa von
Dauer ist. %

In Teutschland ?eigt die heutige. Form der Berwirklichium
der Demokratie äußerlich, noch viel Fremdes und schematisch
Übernommenes . Durch die unterirdischen, aber entscheiden -
den Einflüsse der Wirtschaftsmächte aber haben wir in
Deutschland « inen verkappten Räteftaat , eine Anarchie . So¬
wohl bei der Aufstellung der Wählerlisten, wie auch durch
direkte Einwirkuna der großen Wirrsch -rftsorganisationen . dis
auf ihre Macht fußend bei jeder Gelegenheit bei den Regie¬
rungen vorstellig werden und sich durchsetzen. Die ÄusMl»e
ist, diese Anarchie in ein Smiarchie zu verwandeln, indem die
Mitwirkung der Wi -rrfchaftSkräste nn StaatSleben in be -
stimmte politische Formsn gegossen wird. Hellpach gab eine



geistvolle Prognose dSr künstigen Entwicklung Europas ,wobei er darauf hinwies , daß die Republik durchaus nicht
Demokratie in sich zu schließen brauche und ausführte , daßalle Prognosen infolge deS Wetzens der Dinge - noch ganz
unsicher seien .

Die weiteren Ausführungen Hellpachs zeigten , wie auch das
Kulturleben Europas in neue Formen überzugehen im Be -
griffe sei . überall zeige sich der sog. Amerikanismus , auch
schon bei unserer heutigen Fugend , die stark auf Erwerb , Tech -
nik und Sport eingestellt sei . Allerdings mache sich auch hier
eine Reaktion zum Gefühlsmäßigen bemerkbar . Deutschlands
kulturelle Ausgabe umreißend , erklärte Hellpach , daß der heute
beherrschenden amerikanischen Sachllchkeits - und Zweckmäßig -
keitSkultur, die ja in Amerika viel mehr als man gemeinhin
annehme , von Religiosität überlagert werde , noch ein Wesent -
liches fehle . In der Schaffung dieses Fehlenden voranzugehen ,ist Deutschlands groß « geschichtliche Miffion . Ein V» lk . ist ' erstdann untergegangen , wenn es den Mauben an seine Führerrolle ,in Gemeinschaft mit den anderen Kulturnationen neue , bessere
Kulturwerte zu schaffen , verliert . Im anderen Sinne , als
vor dem Kriege geglaubt , hat Deutschland auf der Erde nochseine Sendung , nämlich im Sinne Dostojewskis , der sür un -
scr Jahrhundert das erlösende Wort für die Menschheit von
Deutschland erwartet . Dieses Wort kann kein Zauberwort
sein , sondern nur eine ungeheure nationale und kulturelle
Arbeit der Volksgemeinschaft . Die deutsche Kultur sei jün -
ger gegenüber dem Westen , älter gegenüber dem Osten . Hier
habe sie vor allem ihre Ausgaben . Nicht kommandierend und
herrschend kann die kleine und kleinste Kleinarbeit geleistetwerden , um das neue Europa der Schicksalsgemeinschaft un »
ter den verschiedenen nationalstaatlichen Einheiten zu schaf-
fen .

Der Schluß der Ausführungen des Vortragenden richtete
sich insbesondere an die deutsche Jugend , wobei er verschte -
dene in ihr zu findende Strömungen behandelte und vor deren
Überspannung warnte .

Das Ikabinett Marl vor dem preußischen
Tandtag

In der Mittwochsitzung des Preußischen Landtags stellte
Ministerpräsident Marx die neue Regierung Vor und ent .
wickelte deren Programm .

Alles müsse unter Mitwirkung aller Parteien daran gesetztwerden , um möglichst bald die Kölner Zone wie auch die
während der Ruhrbcsetzung von fremder Besatzung belegtenGeoiete zu befreien . Die Regierung werde in möglichst weit¬
gehendem Umfange Gebrauch machen von dem Recht der Be -
anttdtgurig bek - Verbrechen , soweit sie auf die infolge der
Ruhrbesetzung geschaffenen politischen und wirtschaftlichen
Schwierigkeiten zurückzuführen sind . Für national denkende
Deutsche sei die Festigung und Wahrung der deutschen
Reichseinheit eine Selbstverständlichkeit ; daneben aber müs -
sen die Rechte der einzelnen Länder festgelegt werden . Die
StaatSregierung werde mit aller Entschiedenheit dahin zuwirken suchen , daß möglichst bald eine Klärung des Ver -
hältnisses zwischen Reich und Länder statsinde . Por Allem
müsse die Ernährung der Bevölkerung sichergestellt werden .
Der Landwirtschaft müsse die ihr zukommende Förderung zu -
teil werden . Der Landwirtschaft müsse die ihr zukommende
Förderung zuteil werden . Eine wesentliche Aufgabe der Re -
gierung müsse die Durchführung der Reform der kommuna -
len und staatlichen Verwaltung sein . Die Lage der preußi -
schen Finanzen betrachte das Staatsministeriuni mit ernsten
Sorgen , die Ausgaben zeigten die Tendenz mehr zu steigernals die Einnahmen und die Betriebsüberschüsse gingen zu -
rück. Vor allem aber bedeuteten die Pläne der Reichs « -
gierung eine ernste Gefährdung der Finanzen , sowohl des
preußischen Staates , als auch der preußischen Gemeinden .
DaS Staatsministerium sei bereit , dem Reiche zu geben , was
des Reiches ist . Aber Preußen könne für sich und seine
Gemeinden beanspruchen , nicht nur an dem Ertrag der
Steuern in dem Umfange , als es die Reichsregierunq plant ,
beteiligt zu werden , sondern auch einen größeren Einfluß auf
die Verwaltung dieser Steuern zu gewinnen . Ich halte es
für meine Pflicht , darauf aufmerksam zu machen , welche
schwere Verantwortung diejenigen auf sich nehmen , die die
Bildung einer arbeitsfähigen Regierung unmöglich machen ,
und verhindern , daß der preußische Staat in den Ver -
Handlungen mit . dem Reiche über die erforderliche Autorität
verfügt . Der Ministerpräsident äußerte sich sodann zu einer

. Reihe von Einzelfragen und schloß mit einem ernsten Appell
an alle Kreise des Volkes , abzustehen von dem verderblichen
irtneren Streit . Die Staatsregierung sei gewillt , ihre besten
Kräfte einzusetzen für das Wohl unseres Volkes , eines star -
ken Preußens im Reiche (Beifall in der Mitte , Gelächter bei
den Kommunisten ) .

Die Rede deS Ministerpräsidenten wurde oft von den
Kommunisten unterbrochen . Die Sitzung wurde darauf auf
eine Stunde vertagt .

In der nun beginnenden Aussprache erklärte der Abg.
Winkler (D .N .), daß die Deutschnationalen der neuen Re -
gierung Mißtrauen entgegenbrächten und sie mit allen par -
lamentarischen Mitteln bekämpfen würden . Die erstrebten
einen neuen Appell an die preußischen Wähler . Der sozial -
demokratische Abg . Wäntig wandte sich scharf gegen die Hal -
tung der Rechten . Seine Partei wolle die neue Regierung
im allgemeinen unterstützen , wolle sich aber ihre Stellung
im Einzelnen vorbehalten . Für die Volkspartei sprach der
Abg . von Campe der neuen Reaierung das Vertrauen ab ,
während der Abg . Schmidt -Lichtenberg «Ztr .) unter lebhaj -
tem Beifall der Mitte dem früheren Reichskanzler Dr . Marx
für seine Bereitwilligkeit , durch die Einsetzung semer Per -

n der von der Volkspartei . und den Deutschnationalen in
reußen herausbeschworenen Krise ein Ende bereitet zu ha -

ben . den Dank aussprach . — Die weitere Aussprache wurde
auf Donnerstag vertagt .

Dir Taktik der Opposition
Wie die Berliner Blätter melden , haben die Landtagssrak -

tionen ' der Deutschnationalen und der Deutschen Volkspar -
tei im Verein mit den Nationalsozialisten beschlossen, heute
im Landtag Mißtraurnsanträge gegen einezelne Minister d- s
Kabinetts Marx , insbesondere gegen den Innenminister
Severin « , einzubringen . Auch >ie Wirtschaftspartei soll
angeblich gewillt sein , für diese Mißtrauensanträge zu stim -
men . « ollte dieses Vorgehen der Opposition nicht fluni
Erfolg führen , so ist damit zu rechnen , daß die Oppositions -
Parteien versuchen werden , durch die Einbringung eines
taktischen Pertrauensvotnms eine Entscheidung berkieizusüh -
ren . Die Oppositionsparteien vertreten die juristische An -
sicht, daß für ein Mißtrauensvotum gegen einzelne Mini -
ster die einfach ? Mehrheit ausreiche im Gegensatz aitr gnalisi -
zierten Mehrheit , die verfassiinstsmäßig für ein Mißtrauens -
Votum gegen den Ministerpräsidenten und da ? ganze Kabinett
notwendig ist . Diese Aufsassnnn wird jedoch innerhalb der
Parteien der Weimarer Koalition bestritten und die Entschei -
dung kann , wie die Blätter bemerke « , nur durch Urteil des
Staatsgerichtshofes erfolgen .

Dentscver Veickstsg
Eine Alkoholdebatte — BerkehrSfragen

MTB . Berlin . iL . Febr .
Am Regierungstisch Verkehrsminister Dr . Krahne . Präsi -

dent Loebe eröffnet die Sitzung um 2,20 Uhr .
Nach Überweisung verschiedener Vorlagen an Ausschüsse ,

folgt die Beratung des Antrages Müller - Franken ( Soz . ) auf
Vorlegung des Entwurfes eines

Schankstättengefetzes .
Abg . Strauß (Wirtfch . Vereinig .) erklärt , seine Partei könne

die Notwendigkeit eines Schankstättengefetzes absolut nicht an -
erkennen . Zwingende Gründe sür eine weitere Verschärfungder Gesetzgebung für das Gastwirtsgewerbe sei nicht vorhan -
den . Mit einem Gesetze gegen die Gastwirte werde man nie
die Trunksucht bekämpfen . Der Entwurf sei nur eine Etappe
zur vollständigen Trockenlegung Deutschlands .

Inzwischen ist ein deutschnationaler Antrag Strathmunnund Graf Westarp eingegangen , der für den Fall der Ab-
lehnung des Ausschußantrages einen Gesetzentwurf zum Schutzund zur Verbesserung des Schankkonzessionswesens unter Ab -
lehnung der Trockenlegung Deutschlands vorsieh !.

Abg . Dr . Strathmann (DN .). erklärt , der Antrag habe nur
den Zweck, endlich Ordnung in das Gaftwirtsgewerbe z« brin -
gen . Aach die Angehörigen des Gastwirtsstandes hätte ; *, an -
crtannt , daß der Stand von ungeeigneten Elementen gereinigtwerden müsse . Über » die guten Wirkungen des Kampfes ge-
gen den Alkoholmißbrauch in Amerika könne kein Zweifel fein .Die vollkommene Trockenlegung sei aber nicht das Ideal . Das
sittliche Ideal fei die Freiheit .

Abg . Bickel ( Dt .V . P . ) unterstützt die Bestrebungen gegen den
Alkoholmißbrauch und begrüßt es , daß endlich mit der Ent -
schuldigung von Straftaten durch Trunkenheit Schluß , gemachtwerde . Der Redner lehnt den sozialdemokratischen Antrag ab ,da man nicht Heuchelei und Korruption fordern und ein be-
rechtigtes Gewerbe nicht vernichten dürfe .

Abg . Stöcker (Komm .) erklärt , die kommunistische Partei
führe den Kampf gegen den Alkoholismus in erster Linie als
Kampf gegen den Kapitalismus .

Abg . Nolte lWirlsch . Vg . ) betont , daß mäßiger Alkoholgenuß
versöhnend wirke und Gegensätze ausgleiche ( große Heiterkeitund Rufe : Also her damit in de» Reichstag .)

Abg . Dr . Moses ( Soz . ) erklärt : Der sozialdemokratische
Antrag wolle keine Trockenlegung Deutschlands , sondern nurden katastrophalen Wirkungen des Altoholismus entgegentre -
ten .

Abg . Sparrer (Dem . ) führt aus , daß die demokratische Frak -
tion in ihrer Mehrheit gegen ein Schankstättengesetz sei. Ein
kulturell hochstehendes Volk wie das deutsche könne dem Al -
kohol nicht erliegen . Schieberei und Schurkerei gebe es auchin den trocken gelegten Ländern . Gegen die Trunkenheit müssemit Entziehungsmaßnahmen vorgegangen werden .

Abg . Frau Weber (Zenit . ) bedauert , daß die Sache im
Reichstag vom Jnteressenstandpunkt behandelt werde , das
Volkswohl stehe höher . Ein Schankstättengesetz würde einenationale Tat sein .

Abg . Schirmer (Bayr . V .P . ) erklärt , Biß in Bayern dasBier Nahrungsmittel sei . Bayern werde sich das Bier nie -mals nehmen lassen (große Heiterkeit ) .
Frau Schröder (S ^ ) erinnert daran , wieviele Familien durchdie Trunkenheit zerrüttet seien . Die deutschen Frauen hättendas meiste Interesse an dem Kampf gegen den Alkohol .
Abg . Frau Lüders trat namens der Minderheit ihrer Frak -tion für die Bekämpfung des Alkoholmißbrauchs ein . Wirt -

schaftliche Schäden könnten daraus nicht entstehen .Der Antrag des Ausschusses , der für die Annahme des so-
zialdemokratischcn Antrags eintritt , wird darauf in nament -
licher Abstimmung mit 200 gegen 168 Stimmen bei IS Stimm -
enthaltungen abgelehnt . Es folgt die Abstimmung des
deutschnationalen Eventualantrages , ebenfalls in namentlicher Abstimmung . Der Antrag , der einen Gesetzentwurf zumSchutz und zur Verbesserung des Schankwesens unter Ab¬
lehnung der Trockenlegung Deutschlands vorsieht , wurde mit809 gegen 53 Stimmen bei 6 Stimmenthaltungen angenommen .Bei der Beratung der Optionsverträge mit Litauen begrün -det Abg . von Ramin (NS . ) die ablehnende Stellung seinerParteifreunde . Die Vorlage wird angenommen .

Darauf wird die Haushaltsberatung beim

Reichsverkehrsministerium
fortgesetzt .

Abg . Wieland (Dem .) fordert die Förderung des Baues von
Kleinbahnen und bedauert die unerträglich hohen Gütertarife .Die Seehäfen - Ausnahmetarife müssen weiter ausgedehnt wer -
den . Sie sind eines Lebensfrage für die süddeutsche Aus -
fuhrindustrie . Der Luftverkehr fei ein neues wichtiges Pro -
lem für das Ministerium , ein technisches Ministerium sei für
Deutschland eine Staatsnotwendigkeit .

Abg . Mollath (Wirtsch . Vg . ) erhebt Einspruch gegen die ho-
hen Verkehrsgebühren . Die Reichsbahn dürfe kein '

Monopol
erhalten . Sie sei nicht berechtigt , an Kraftfahrunternehmun -
gen oder Speditionsgeschäften sich zu beteiligen .

Abg . Bauer (Bayr . Vp . ) erhebt Einspruch gegen die Beein «
trächtigung der bayerischen Rechte durch den Reichstag .

Abg . Feder ( N .S . ) bedauert , daß bei den Wasserstraßen die
Hoheitsrechte der Länder nicht beachtet worden sind.

Abg . Geck (Soz . ) weift auf die Gefahren hin , die den Bin -
nenwasserstraen infolge der Staffeltarife der Reichsbahn und
der Seehäfen - Ausnahmetarife drohen .

Abg . Cremer (D .V .P . ) erklärt , es sei eine selbstverständliche
Folge der Privatisierung der Reichsbahn , daß man ihren Ge -
neraldirektor nicht vor den Reichstag zitieren könne . Der
Redner fordert die Modernisierung der Bahnhöfe .

Abg . Schmidt -Stettin (Dtnl . ) stellt fest, daß talsächlich von
der Reichsbahn zugesagt worden sei , daß die Personalordnungdem Reichstag vorgelegt wird .

Nach weiteren Reden weist Reichsverkehrsminister Krone
darauf hin , daß er sein Amt erst seit kurzer Zeit führe und
daher nicht für alle hier vorgebrachten Fragen zuständig sei.
Die Frage der Werkstättenschließungen werde nachgeprüft .
Die ersten Unterlagen feien bereits von der Reichsbahn gelie -
fert . Die Reichsbahn habe nicht die Absicht , ein Speditions »
Monopol zu schassen .

Das Haus vertagte sich sodann auf DonnerStag vormittag .

Im Auswärtigen Ausschuß des Reichstages sprach am Mitt¬
woch Reichsaußenminister Dr . Stresemanu über die deutsch-
rumänische Streitfrage . An der Aussprache nahmen die Abg .
Hätzsch (Dntl .), Müller - Franken ( Soz . ) , Dr . Wirth (Ztr . ) , v.
Freytag -Loringhovcn (Dntl . ), Dr . L . Haas (Dem .) , Dr . Bredt
( Wirtsch . Vg . ) das Wort . In der Diskussion kam zum Aus -
druck, daß der Ausschuß einmütig den Standpunkt der Reichs -
regierungbilligt .

'

Das Perfahren «egen den Abg . Lanqe - Hegermann . Wie die
Blätter hören , wird die Staatsanwaltschaft sich durch den
Reichskanzler einen Beschluß des Reichstages erbitten , durch
den die Immunität des Abg Lange - Hegermann ausgehoben
wird , da gegen ihn nunmehr das Ermittlungsverfahren durch -
geführt werden soll.

politische Neuigkeiten
Der Bericht der Mitttärk - ntroUkommiffi,, !
Über den Inhalt des Berichtes der MilitärkontrollioinmiNjverbrettet die Pariser Presse zwar keine Einzelheiten - JS?

soweit sie von den Regierungsstellen informiert zu tonpflegt , versucht sie bereits Stimmung gegen Deutsch !, ^machen .
So schreibt das „ Oeuvre "

: Das Militärkomitee in Bertawird den Ernst der gegen Deutschland vorgebrachten Besckmdigungen abzuwägen haben . Die Botschafterkonferenz wdann ihrerseits die politischen Linien daraus ziehen . Mini », .Präsident Herriot hat im Augenvlick eine Reise nach Lond ,nicht beabsichtigt . Die alliierten Botschafter , die mit den v
'

struktionen ihrer Regierungen versehen werden , können
scheinlich in Paris die Antwort entwerfen , die der beutst
Regierung zugestellt werden wird , um ihr die Verpflichtung -̂,zu benennen , die nach Art . 42g erfüllt werden müsse » , biß t ;!Kölner Zone geräumt werden kann .

Der „ Matin " sagt bestimmter : Sagen wir es , daß nach derAnsicht derer , die die Verantwortung dafür zu übernehmt
haben , der Bericht fordert , daß die Kontrolle fortgesetzt wii

'
zund daß die Sanktion der verlängerten Besetzung der Kvlnx.

Zone ohne Schwäche aufrechterhalten werden kann , foln n,yes nötig erscheint . Es sei nicht wahrscheinlich , daß eine einzigalliierte Regierung Einwendungen gegen diese logische Folg-
erheben werde . Tatsächlich bestätigt die MilitärkontrolljM .
Mission nicht nur die Entdeckung fabrizierter Waffen oder in
Fabrikation befindlicher Waffen , wie es . Ministerpräsid «
Herriot in seiner Rede iit der Kammer ausgesprochen to .
sondern sie stellt auch unannehmbare Verfehlungen bei de:
allgemeinen Ausführung des Versailler Vertrages fest. Di:Polizei bestehe noch in Form einer militärischen Einrichte ,mit mächtigen Caders , Generalstab , Luftfahrt , Maschinen¬
gewehren . Kanonen und anderen Einrichtungen , und das feijedenfalls einer der Punkte , die am meisten auf die Engländer
wirken müßten , bei denen die Polizei nur über Knüppel ver-
füge . Die Fabriken feien noch immer für die .Kriegsindustrie
eingerichtet . Außerdem genössen Hunderttausende junger Leute
in der Reichswehr ihre militärische Ausbildung und die sog«,
nannten vaterländischen Bereinigungen hielten Kurse ab, dei
denen eine militärische Ausbildung gegeben werde , die der-
jenigen gleichkomme , die in anderen Ländern der obligatorische
Militärdienst versehe . Es seien also nicht nur Entscheidung «»
notwendig , nicht nur um die Besetzung aufrechtzuerhalten ,
sondern es mache sich auch eine neue tiefgründige Studie not-
wendig , wie man ein Land wie Deutschland entwaffnen könne .

Der „ Petit Parisien " schreibt : Alles , was man sür den
Augenblick sagen könne , sei, daß die Entscheidung , die maii
im Januar über die Kölner Zone getroffen habe , gerechtsei -
tigt sei und daß sie ebenfalls eine sehr klare Aufforderung an
die Reichsregierung nötig mache , die Verfehlungen gutzu -
machen , die ihr mitgeteilt würden , wenn sie , wie sie es s»r-
dere , Nutzen ziehen wolle aus den Bestimmungen des Art . 42S,
der die Räumung der erskn Besetzungszone vorsehe . Da ?
Blatt spricht alsdann von den verheimlichten Kriegsmaterial -
sabriken , ganz besonders in Sachsen , und erklärt , der Berich:
stelle fest, daß Deutschland in einem Zeitraum von wenige:
als einem Jahr hinsichtlich der Kaiionenherstellung zu einer
Produktion gelangen könne , wie sie bei Beendigung des Krie -
ges vorhanden gewesen fei .
Amerika für eine neue Abrüstungskonferenz

Die Vereinigten Staaten von Nordamerika regten nach
einem Funkspruch aus Washington bei den Hauptmächku
den Gedanken einer neuen Abrüstungskonferenz an . Die Be-
sprechngen erreichten zwar den Punkt noch nicht , den die Di -
plomaten als den Beginn formeller Verhandlungen bezeich¬
nen . Sie werden aber ununterbrochen fortgesetzt .

„ Daily Telegraph " meldet aus Neuyork , die Frage einer
neuen Abrüstungskonferenz habe den Gegenstand von Vespre -
chungen zwischen Washington , Paris , Tokio und anderen
Hauptstädten gebildet . Indessen erklärte ei» Vertreter des
Weißen Hauses , die Erörterungen seien noch nicht soweit
gediehen , um von formellen Verhandlungen sprechen zu käu -
nen . Präsident Coolidge wünsche eine Vereinbarung her-
beizuführen , die nicht nur den Bestand an Schlachtschiffe
festsetzen , sondern den Rüstungswettbewerb au HilfSschiffta
beenden würde . Wenn in der Frage der Luftrüstungen ct-
was getan werden könnte , so würde Washington einen solche»
Schritt begrüßen . Aber Coolidge sei der Ansicht , daß dies in
erster Linie eine europäische Frage sei .

H; une Mackrickten
Die deutsch - französischen Verhandlungen . Die deutsche Han¬

delsvertragsdelegation hat der französischen Delegation , wie
aus Paris gemeldet wird , mitgeteilt , daß sie ihr am heutigen
Donnerstag die Antwort auf ihre letzte 9iote überreichen werde.

Für Untersuchung der Micumkredite . Die sozialdemolratt /
sche Reichstagsfraktion hat einen Antrag eingebracht , gemäß
Artikel 34 der Verfassung einen UnterfuchnngsausfchuA ein-
zusetzen mit der Aufgabe , die an die Ruhrindustriellen gefch'
loS und zuviel ausbezahlten Beträge zwecks Rückerfsattung an
das Reich festzustellen . Der Antrag soll am Freitag zur 2*'
batte gestellt werden .

Ein Riefenfchiebrrprozeß . Vor dem erweiterten Schöffen -
gericht Berlin -Temprlhof begann am Mittwoch ein Rieft «-
Prozeß wegen Verschiebung von ehemaligem Heeresgut . D><
Anklage richtet sich gegen 20 Personen , die in den Jahrenund 1820 Verkäufe von Heeres -Automobilen vorgenommen
hatten , über ILO Zeugen sind geladen , darunter etwa
Schwerkriegsbeschädigte . Es sollen über 100 Kraftwagen ver¬
schoben worden sein.

Ludeudorffs ReichStagsmandat . Zu einer Berliner Blätter-
Meldung , wonach in völkischen Kreisen verlaute , General
dendorff habe sich entschlossen, sein Reichstagsmandat nieder-
zulegen und daß an seine stelle Hauptmann Röhm trete»
solle, erfährt der „ Völkische Zkurier " von unterrichteter Se »e-
daß dies« Gerüchte nicht den Tatsachen entsprächen .

D « S Exekutivkomitee der internationalen FriedenSunio » •?
am Dienstag in Paris zusammengetreten . Es handelt jw
um die Vorbereitung der im Oktober auf besondere ®' n *
dung des Präsidenten Coolidge in Washington stattfinde «»^
Konferenz der Union . Herriot hat die Mitglieder des ® i f<
kntivkomitees empfangen .

Für die rinjährige Dienstzeit in Frankreich . In einer
Sitzung des Heeresausschusses der französischen Kammer
de mitgeteilt , daß die Regierung die neue Militärrefori " ,
durch die einjährige Dienstzeit eingeführt werden soll, ^
Parlament am 20 . März vorlegen wird . i '

« eitere französische Urteile in Abwesenheit . DaS Kriegs
gericht in Amiens verurteilte gestern in Abwesenheit ^
deutsche Offiziere Wege,» angeblicher Plünderung zu IvjähnS ^
vis lebenslänglicher Zwangsarbeit .

il



LAndtagsberichtersrattung
In der gestrigen Sitzung des Landtags , in welcher die

Förmliche Anfrage der Abgeordneten Schmidt-Bretten we -
gen de» Verbots des „Karlsruher Volksblatts " zur Vera -
tung stand, sagte dieser Abgeordnete bei seiner Begründung
der Anfrage , ..der Minister des Innern scheine bei der Er -
lassung des Verbot? von seinem Referenten schlecht beraten
gewesen zu sein. Die von dem genannten Blatt in einem
Gedicht hervorgehobene Bezeichnung ,.schwarz -rot -goldner
Lappen

"
, wegen welcher das Verbot erlassen wurde , sei gar

nicht auf die Reichsfarben gemünzt gewesen ( ? ), . der Refe-
reitf sei entweder unfähig , das Gedicht richtig auszulegen ,
dann könne man nichts machen , sei er aber fähig, dann ist
er ein Verbrecher" .

Ter Minister des Innern fragte in einer Zwischenbeiner-
jung zwei -, dreimal den Abgeordneten Schmidt -Bretten „Ver -
brecher ? "

„ Jawshl , ein Verbrecher", war die zweimal gege -
Hene Antwort desselben, worauf der Minister prompt er-
widerte : ..Pfui Teufel " .

Wie berichtet nun über diese Vorgänge die „Badische
Presse " ? : „ Sckmit-Bretten begründete .die Anfrage und
nannte dabei das Verhalten des betreffenden Beamten ein

' Verbrechen , der Präsident rügte den Ausdruck und der Mi -
nister Remmele sagte „ Pfui Teufel " . Der Abgeordnete Ma -
rum kam auch auf den Schmidt 'schen Ausdruck „Verbrechen"

zu sprechen .
"

Das deutschnationale Organ „Karlsruher Vslksblatt " be-
richtet über diese Vorgänge : „Warum kam das Verbot ? Der
betreffende Referent ist entweder unfähig , das Gedicht rich -
tig anzulegen , oder der Mann hat es verstanden , dann
wäre eS eine verbrecherische Handlung . Minister I^ mmele
wiederholte die Worte ..Verbrechen" und „unfähig " vor sich
hin , als - Abgeordneter Schmidt bei seinen Äußerungen bleibt,
meint Remmele „Pfui Teufel " sagen zu müssen".

. Dieser Art von Berichterstattung baden wir nichts beizu-
fügen .

Wadiscber Tandtag
DZ . Karlsruhe, 18 . Februar.

. Die Tribüne ist stark besetzt.
Erster Vizepräsident Maier -Heidelberg eröffnet nach Vi \

Uhr die 15. Sitzung mit folgender
Gedenkrede für die Opfer des Dortmunder

Grubenunglücks :
Als gestern Vormittag uin die zehnte Stunde auf den

Staatsgebäuden im Lande die Flaggen auf Halbmast stiegen
und der Trauerflor die Landes - und Reichsfarben umhüllte ,
da wußten wir, daß um dieselbe Stunde drunten im Ruhr «
gebiet in Dortmund die 136 Todesopfer der furchtbaren
Grudenkatastrophe zur letzten Ruhe gebettet wurden . Mit
dem Entsetzen über das furchtbare Unglück verbindet sich im
ganzen deutschen Volke das innigste und herzlichste Mitge -
fühl mit den Angehörigen die ihre Gatten , Söhne , Väter und
Knidev sehr oft die einzigen Stützen und Ernährer ihrer
familien

verloren haben . Der großen Zahl derer , die ihre
eilnahme an der großen Trauer ausgesprochen haben,

schließt sich auch der Badische Landtag als Vertretung deL
badischen Volkes von ganzem Herzen an . Wir wollen aber
nicht nur in Worten den Unglücklichen beistehen, nein , das
ganze Deutsche Volk soll durch die Tat der reichlichen Mit -
Hilfe der Männer sich würdig erweisen, die als Helden treue -
ster Pflichterfüllung im Dienste der Arbeit gefallen sind.

Sie , verehrte Damen und 'Herren , haben sich zum Zei-
chen der Ehrerweisung gegen die Toten und zum Ausdr uck
des herzlichsten Mitleids mit den Hinterbliebenen von ihren
Atzen erhoben. Ich stelle dies fest und danke Ihnen .

Als der Abg . Ritter lKomm.) int Anschluß an diese Kund-
gebung versuchte , eine Rede gegen den Kapitalismus zu hal -
ten, der die Schuld an dem Unglück trage, wird er vom Vi-
zepräsident Maier ermahnt diesen Augenblick doch nicht dazu
zu benutzen , um durch eine Agitationsrede das Andenken der
Toten zu schänden .

Nach Eintritt in die Tagesordnung werden zunächst kurze
Anfragen erledigt , u . a . eine solche des Abg . Lang CDntl.)
betr. die Erstellung einer

festen Rheinbrücke bei Maxau.
Oberreg .Rat Seeger erklärt , daß das Finanzministerium

zu der Frage keine Stellung nehmen könne, da die neuer -
lichen Erhebungen noch nicht abgeschlossen seien.

Abg. Srubert (Ztr .) fragt nach dem
Abbau von Direktoren der höheren Lehranstalten.

Regierungsseitig wird mitgeteilt, daß diejenigen Direktoren,
die 1323 das 60. Lebensjahr erreicht haben, mit Ende dieses
Schuljahres in den Ruhestand versetzt werden sollen.

Es folgt der Bericht des Abg. Freidhof (Soz . ) über die
Verhandlungen im Haushaltsaus -schuß zur Frage der

Verwendung des Truppenübungsplatz »? Heubirg.
Es lagen 5 Antrüge vor, welche den ehemaligen Truppen -

Übungsplatz Heuberg seiner früheren Zweckbestimmung zuge-
führt und dem Landesfinanzamt Karlsruhe zugeteilt wif-
sen wollen oder aber eine Verwendung als Manöverge «
lande neben dem Kindererholunzsheim wünschen. Die Frauen -
abgeordneten beantragten Erhaltung des KindererholungS -
Heims Heuberg in vollem Umfang.

Der Ausschuß stellte den Antrag , dem Verlangen nach
LoSlösung der Lagerverwaltung vom Landesfinanzamt Stutt -
gart und Zuteilung zum Landesfinanzamt Karlsruhe zpzu-
stimmen, ebenso dem Antrag der Frauen , daß die Regie-
rmig für den Weiterbetrieb des Kindererholungsheims Heu-
berg eintreten möge .

Abi,. Martin (Ztr .) kritisiert besonders die Benachteiligung
der Lagevgemeinden durch die Verwaltung des Kinderheims ,
die ihre Bedürfnisse fast ausschließlich in Württemberg decke .
Ter Redner befürwortet schließlich die Wiederbenutzung des
Lagers für militärische Zwecke und die Rückverlegung der
Lagerverwaltung nach Karlsruhe .

Innenminister Remmele
erklärt in Beantwortung der Förmlichen Anfrage des Vor -
redners - Der Verein KindererholvngSfürsorge Heuberg ist
ei» Zweckverband badischer und württenÄieraiscker Wemein-
den . Der Platz ist vom Besitzer , dem Reichsfiskus , auf 30
Äahrx an den Verein verpachtet worden . Auf die Anstalts¬
leitung hat die badische Regierung keinen Einfluß . Sie
kennt die Wünsche wegen der Verwendung des Truppen -
Übungsplatzes Heuberg . Das dort stationierte Kommando
der württembergischen Polizei wurde seit 15. Januar d . I .

II?

durch eine Abteilung der badische» Polizei abgelöst. Die Be-
strebungen , auf Zuteilung der Verwaltung an das Lan -
desfinanzam : Karlsruhe hatten keinen Erfolg . Die Erwä -
gungen darüber , ob der Platz neben dem Erholungszweck
auch für militärische Übungen in betracht kommen kann, find
noch nicht abgeschlossen . Für das Jahr 1925 dürfte eine
Änderung des bisherigen Verwendungszweckes kaum eintre -
ten. Wegen der Frage der Doppelverwendung des Lagers
und der Beschwerden über die Lebensmittelversorgung des
Heims sollen die nötigen Schritte in die Wege geleitet wer -
den.

Abg . Frau Straub (Dem . ) setzt sich nachdrücklich für die
Erhaltung deS Kindererholungsheims Heuberg ein unter
Hinweis auf die bisher an MW Kindern erzielten Erfolge .

Abg . Tusfner (Ztr . ) lenkt den Blick auf die gedrückte Stim -
mung der Heuberggemeinden, denen unbedingt geholfen wer-
den müffe durch Benutzung des Platzes als Manövergelände
neben dem Kindererholungsheim , dessen Betrieb übrigens zu
mancherlei Klagen Anlaß gegeben habe. Bon der Zuleitung
der Lagerverwaltung zum Landesfinanzamt Karlsruhe er-
hoffe man eine größere Rücksichtnahme auf die badischen
Belange .

Abg . Dr . Mattheb (D .Vpt.) betont die großen Verluste der
Heuberggemeinden , die für sie mit der Aufhebung deS
Truppenübungsplatzes Heuberg verbunden sind . Das Kin-
dererholungSheim habe wenig Vorteile gebracht. An dessen
Aufhebung werde keineswegs gedacht . Aber man müsse einen
Modus finden , um den notleidenden Gemeinden zu helfen.

Inzwischen ist ein Antrag Duffner eingegangen« mit dem
Ziel , den Heuberg im Frühjahr und SpStjahr als ttbungs -
gclände fürt die Reichswehr zu benützen . In dieser Zeit soll
das Kindererholungsheim mit Kindern nicht belegt werden.

Abg . Frau Fischer -Karlsruhe (Soz .) erinnert an das große
Kinderelend unserer Zeit , zu dessen Beseitigung das Mög-
lichste geschehen müsse . Die Anträge auf militärische Mit - .
Verwendung des Lagers lehnt die Rednerin ab.

Abg . Frau Unger (Komm. ) äußert sich in gleichem Sinne .
Sie könne bestätigen, daß sich die Kinder droben auf dem
Heuberg wohl fühlten .

Eingegangen ist ein weiterer Antrag der Kommunisten ,
wonach der Heüberg unter keinen Umständen mehr Ver-
Wendung zu militärischen Zwecken finden darf . Das Erho -
lungsheim weiter ausgebaut und verfügbares Gelände zu
einem billigen Pachtzins an die anliegenden Kleinbauern
abgegeben ! werden foll .

Abg . Frau Siebert (Ztr . ) tritt voll und ganz auf die
.Seite ihrer Kolleginnen. Der Heuberg müsse unter allen
Umständen der Kindererholung erhalten bleiben.

Abg . Schneider-Mannheim (Dntl .) unterstützt den Aus-
schußantrag , wobei er der Meinung Ausdruck gibt, daß die
weitergehenden Anträge eine genügende Entschädigung der
Gemeinden nicht verbürgen . Über allem müsse heute die
Pflege der Volksgesundheit stehen .

Damit ist die Rednerliste erschöpft .
Die Abstimmung ergibt die Annahme der Anträge auf Zu »

teilung der Lagerverwaltung an das Landesfinanzamt
Karlsruhe , auf Weiterbetrieb des Kindererholungsheims
Heuberg und Benützung des Platzes als Manövergelände im
Früh - und Spätjahr . Alle sonstigen Anträge sind damit ab-
gelehnt bezw . erledigt. Es folgt die Begründung einer Fürm -
lichen Anfrage der Deutschnationalen betr .

Verbot des „Süddeutschen Bolksülatteß "
durch den Abg . Schmidt-Bretten .

Innenminister Remmele
weist zunächst Anwürfe des Vorredners gegen den Referen -
ten des Ministeriums , wie sie bisher im Hause nicht üblich
waren , aufs schärfste zurück . Er stellt dann fest , daß der
Beschwerdeweg von den Beteiligten nicht beschritten worden
ist. (Abg. Rückert (Soz . ) ruft : Dann hätte er seine Hetz -
rede nicht halten können! ) . In dem beanstandeten Gedicht,
das zu dem Verbot geführt hat, wurde von einem schwarz-
rot -golden -en „Lappen" gesprochen und damit war der Tat -
bestand der öffentlichen Beschimpfung der Reichsfarben ge-
geben. Das Verbot des „Süddeutschen Volksblattes " ist nach
dem Republickschutzgesetz zu Recht erfolgt. ( Lebhafte Zuftim -
mung bei der Mehrheit ) .

Für die Besprechung der Förmlichen Anfrage erklärten sich
nur die Deutschnationalen und die Kommunisten, womit
aber die nötige Unterstützung gegeben war.

Mg . Marum (Soz . ) wirft dem Interpellanten Geschmack-
losigkeit und Unanständigkeit vor, nachdem er einen Beamten
als unfähig und „verbrecherische Natur " bezeichnet hat , der
Wider besseres Wissen etwas berichtet habe . Die Regierungs -
erklärung sei zu billigen.

Die Abg . Wittemann (Ztr .) und Dr . Glockner (Dem .) stel-
len sich rückhaltslos auf die Seite des Ministers . Sie fin -
den die Ausfälle des Abg . Schmidt als unerhört in diesem
Hause und wenig geeignet, die Autorität der Beamten zu
heben.

Abg . Ritter (Komm . ) benützt den Anlaß zu einer Polemik
gegen die Sozialdemokratie .

Nach dem Schlußwort des Interpellanten ergreift Minister
Remmele nochmals das Wort , um seine anfängliche Erre-
gnng damit zu erklären , daß der Polizeireferent im Mini -
sterium die vom Abg. Schmidt beliebte Charakteristik nicht
verdiene.

An der wiedereröffneten Aussprache beteiligten sich noch die
.deutschnationalen Abg. l>. Mayer-Karlsruhe und Schmidt-
Bretten , sowie die Abg. Wittemann (Ztr . ), Dr . Glockner
( Dem . ) und Marum (Soz . ) , welch letztere die Behauptung
Schmidts zurückweisen , als ob sie sich bei der Beurteilung
des Verbots von Parteirücksichten häten leiten lassen. Nach
einem abermaligen Schlußwort des , Interpellanten wird der
Gegenstand endlich verlassen.

Nächste Sitzung Donnersws 10 Uhr.
Schluß 5iS Uhr.

DZ . Karlsruhe , den IS. Februar .
Die politische Betätigung der Beamte« .

In der heutigen Vormittagssitzung wird zunächst über den
Antrag Weißhaupt (Ztr . ) betr.

Dir Einfuhr von Zuchtvieh «us dem Ausland
abgestimmt .

Zunkt 1 und 2 (verschärfte Handhabung der Seuchenpoli -
zei und Aufforderung an die Gemeinden, ihren Bedarf an
Zuchtfarren im Inland zu decken ) werden abgelehnt , Punkt
3 ( Anweisung an die Bezirks-Tierärzte auf tunlichste För -
derung der Jnlandszucht ) angenommen.

Abg . Weber (D .Vpt .) begründet sodann eine Förmliche An-
frage betr. den

Schutz der Rechte und deS öffentlichen Ansehen « der
Beamten .

Es handelt sich um einen von der „Mannheimer Arbeiter -
zeitung " aufgegriffenen Fall , wo die Frau des Hausmeisters
Mattmüller vom Karlsruher Bezirksamt im Vorraum eines
Klosetts auf dem dort angebrachten Gaskocher Suppe für
einen Gefangenen wärmte . Das Disziplinarverfahren ge-
gen den Hausmeister habe diesen aufs schwerste getroffen .
Er sei auf die vorläufige Dienstenthebung krank geworden
und seine Frau babe die geistige Haltung derart verloren,
daß sie in die Jllenauer Anstalt verbracht werden mußte.

Nun se , aber auch ein Disziplinaruntersuchung gegen denLandrat « chaible eingeleitet und diese Tatsache öffentlich be -
kannt gegeben worden. Er . der Redner , erblickte in dem
Vorgehen des Ministers eine übertriebene Empfindlichkeit
gegenüber den kommunistischen Angriffen , die nicht vorhan-
den gewesen wären , wenn wir nicht Wahlzeit gehabt hätten .Der Schritt des Ministers stehe in keinem Verhältnis zu dem
wirklichen Delikt . Das Verfahren gegen Mattmüller endigtemit einem Verweis und 60 Mark Ordnungsstrafe . Auch noch
zu hart , weshalb M . Rekurs eingelegt habe . Der Redner
bemängelte dann die Art de« Verfahrens gegen Landrat
Schaible , die das größte Befremden ennerhalb der Beamten -
schaft hervorgerufen hätte . Unter dem Gesichtspunkte des
gegenseitigen Vertrauens seien denn auch die Eingaben der
Beamtenvereine ersolgt. Am 31 . Januar 1925 erging die
Entscheidung des Staatsministeriums auf die Eingaben und
die Berufung Mattmüllers . Leider sei die Strase gegen die -
sen nicht herabgesetzt worden. Bezüglich des, Landrats
Schaible wurde festgestellt , daß derselbe seine allgemeine
Dienstpflichten zur Zufriedenheit erfüllte und zur Durchfüh¬
rung des Disziplinarverfahrens kein Anlaß vorliegt. Obige
Entscheidung gelangt auch zur öffentlichen Bekanntgabe. Daß
die Genugtuung für Herrn Schaible so lange auf sich warten
ließ , forderte unsere Kritik heraus . Der Fall habe grund-
sätzliche Bedeutung .

Minister deS Innern , Remmele
antwortet wie folgt : Wenn , wir ein modernes Beamtenrecht
und damit ein Disziplinargericht hätten , so käme die «Sache
hier nicht zur Verhandlung . Der Minister gerät insofern in
eine etwas peinliche Situation , als er im parlamentarischen
Staat dem Parlament gegenüber veranwortlich ist und ande-
rerseitS Richter sein soll.

Nach den gemachten Feststellungen handelt es sich um -inen
kleinen engen Abort und der Gaskocher befindet sich in un -
mittelbarer Nähe einer gewissen Sitzgelegenheit . Die ..Ar -
beiterzeitung " hatte Zeugen (Dachdecker) dafür angeboten, die
beobachtet haben , daß nicht nur an einein Tage Gefangenen -
kost auf dem^ Gasbrenner zugerichtet würde. Dienstpolizetlich
verantwortlich war der die oberste Dienstaufsicht führende
Beamte . Nach Art des Falles wählte ich den Weg der Dis -
ziplinarunterfuchung . Die Bekanntgabe in der „Karlsruher
Zeitung " erfolgte , um einer weiteren unerquicklichen Preß -
Polemik vorzubeugen . Die Veröffentlichung des Unterfuchungs-
ergebnisses war schon bei ^Entscheidung des Verfahrens gegen
Mattmüller vorgesehen ; infolge der Beschwerde mußte eine
Verzögerung eintreten . In der amtlichen Verlautbarung in
der „Karlsruher Zeitung " Anfang Dezember v. I . war von
dem „nicht erreichbaren

" Landrat gesprochen worden, weil der
mit der Untersuchung beauftragte Beamte mir mitteilte , daß
Landrat Schaible trotz wiederholter telephonischer Anfrage
nicht erreichbar gewesen sei. Ei* war antragsgemäß als
Reichstagskandidat beurlaubt . Es mußte doch eine Erklärung
dafür gegeben werden , weshalb das Verfahren noch nicht ab-
geschlossen war . Die Einleitung eines Disziplinarverfahrens
bedeutet keineswegs eine Herabsetzung des Ansehens des Be-
amten , sondern ein Mittel zur Klarstellung des Sachverhalts
im dienstlichen Interesse , wobei ich darauf verweise , daß schon
in einer Reihe von Fällen Beamte gegen sich selbst das Dis -
ziplinarverfahren beantragt haben. Grundsätzlich stehe ich
auf dem Standpunkt , in Disziplinarfällen den Beamtenapparat
selbst wirken zu lassen und mich des persönlichen Einflusses
zu enthalten. Die Frau Mattmüller war schon früher krank.
Es war immer mein Bestreben, mit der Bamtenschaft auf dem
Fuße des Vertrauens zu stehen und ihr ein gutes Zeichen von
Pflichterfüllung zu geben . Es war aber auch mein Bestre-
ben , gegen Beamte , die ihre Pflicht nicht erfüllten , entsprechend
einzuschreiten . Ich tat dies jederzeit ohne Ansehen der Person
und ohne parteipolitische Rücksichten.

In der Aussprache unterstützt
Abg . D . Mayer-Karlsruhe (Dntl .) die Ausführungen des

Abg . Weber . Die Antwort des Ministers könne er keines -
Wegs für befriedigend halten . Man hätte nicht mit dem aröb-
sten Geschütz aufzufahren brauchen.

Abg. Marum (Soz . ) erklärt , daß die Haltung des Mini -
sters weder im Verfahren noch in der Sache zu beanstanden
sei . Mit der Förmlichen Anfrage habe man dem Landrat
Schaible und Hausmeister Mattmüller keinen Gefallen er-
wiesen. Der Redner wendet sich dagegen , daß Abg. Weber
im Namen der ganzen Beamtenschaft sprach . Die national -
liberale Zeit sei vorbei.

Innenminister Remmele weist die Unterstellung zurück, daß
er die Angelegenheit des Landrats Schaible in hämischer
Weise öffentlich behandelt habe . Die Zensuren des Abg.
D . Mayer zurückzugeben lehne er ab , wolle aber feststellen,
daß seit Monaten von gewisser Seite ein konzentrierter
Kampf gegen die noch im Amt befindlichen sozialdemokroti -
schen Minister geführt werde . Und ein Stück solchen Kampfes
feien die heutigen Angriffe.

ES sprachen noch die deutschnationalen Abgeordneten
Schmidt -Bretten und D . Mayer -KarlsrUhe.

Abg. Weber stellt im Schlußwort fest, daß ihm bei seinem
Antrage agitatorische Gründe fernlagen . Zu den gestrigen
Ausfällen des Abg . Schmidt holt der Redner nach, daß er
diese nicht gutheiße . Auch könne er die Begründung der
Interpellationen gegen das Verbot des „Süddeutschen Volks -
blattes " mit seinem logischen Empfinden nicht vereinbaren .

Abg. Weber begründet ferner eine Förmliche Anfrage, die
sich dagegen wendet, daß die Presseabteilung der badischen
Staatsregierung einen Ausschnitt aus der „Neuen Badischen
Landeszeitung " über eine Rede des Oberregierungsrats
Bauer bei der Reichsgründungsfeier der vaterländischen Ver-
bände , dessen vorgesetzter Behörde, — dem VersorgungSamt
—, zusandte . Das sei eine unzulässige Einmischung in die
private Angelegenheit eines Reichsbeamten.

Innenminister Remmele erwidert nach einem Hinweis
auf den Geschäftsgang der Presseabteilung , daß keine
Ordre bestehe , irgendwie Beamte ihrer politischen Tä»
tigkeit wegen zu zeichnen, ihrer Behörde gegenüber
zu denunzieren. Die Presseabteilung habe die Auf-
gäbe , Staats - und Reichsbehörden solche Zeitungsaus -
schnitte zu überweisen, die für die betreffenden Behörden
von allgemeinem Interesse sind . Außerdem hat sie Zeitungs -
Nachrichten nötigenfalls zur Prüfung vorzulegen . Von einer
Kontrolle, die im Widerspruche mit den verfassungsmäßig
verbürgten Rechten der Beamten im Widerspruch stehe, könne
nicht gesprochen werden , auch nicht davon , daß ein bestimm-
ter Kreis von Beamten wegen seiner politischen Tätigkeit
kontrolliert würde . Wenn über das öffentliche Austreten
eines Beamten in der Zeitung berichtet wird, so kann man
eher von einer Kontrolle der Öffentlichkeit sprechen, die sich
jedermann gefallen lassen muh . Es liegt also kein Grund
vor , der Presseabteilung Vorhalt zu machen . Zwischen den
Reichs - und Landesbehörden finden auf diesem Wege in
vielen Beziehungen Annäherungen statt, namentlich wenn es
sich um allgemeine politische Angelegenheiten handelt. Die
Reichsstellen , die selber keine Presseabteilung ausmachen
können , bedienen sich sehr gern der Presseabteilung der Re-
giernng . An diesen Gegenstand knüpften sich nur wenige Be-
merkungen des Abg . D . Maye» (Lntl .), sowie de? Interpel¬
lanten .



Abg. Ziegelmaler -Oberkirch begründet hierauf eine Förm¬
liche Anfrag «, die sich gegen die Gefahr der Monopolisierung
fceS Vertriebe » und der

Wafferverfrachtung der N uhrkohlen
für Süddeutschland richtet .

Innenminister Remmele erklärt zur Beantwortung , daß die
badische Regierung die Angelegenheit mit ernstester Aufmerk¬
samkeit verfolge . Alle Bemühungen . WafferuinschlagStarise
zu erhalten , find bisher gescheitert , weil dix Reichsbahn cm «
finanzielle Schädigung fiirdifct .

Den Wasscrumschlagstarif in Geltung zu sehen , ist zwar
versprochen, aber immer wieder wird der Termin hinausge -
schoben. Die süddeutsche» Regierungen habe» sich zusammen -
geschloffen, um die Monopolisierung des Handels durch das
Kohlenikontor abzuwehren und zu verhindern , daß die freie
Konkurrenz untergraben wird . Sie sind ftrner der Meinung .
d« fc es dringend erforderlich ist, daß auch hinsichtlich der W » >
fubrpolitit des Reick,- Wirtschaftsrats nnd Kohlenkontors eine
Änderung Platz greift . Entsprechende Vorstellungen der snd -
deutschen Regierung « , die mit de » Gedankengängen Badens
völlig einig gehen , sind im Gang . Die Frage der Wasser-
Verfrachtung steht im engsten Zusammenhang mit der Kohlen -
stzndizierung . Wir müssen nns aber darüber klar sein, daß
es bei den Monopolisier » ,igsbestrelmngen ^ außerordentlich
schtver sein wird , den Gedankengängen , die vom Mittelstand
zu uns kommen, Geltung zu verschaffen angesichts der heu-
tigen Machtstellung der Schwerindustrie an Rhein und Ruhr .

Auf eine Besprechurrg der Anfrage wird verzichtet .
Erster Vizepräsident Maier -Heidelberg , der für den er-

krankten Präsidenten I>r. Baumgartner den Borsitz führt ,stellt aus dem Stenogramm die anstößigen Redewendungen
fest, die gestern der Abg . Schmidt -Bretten gebraucht hat, und
erteilt ihm geschästsordnuiMmäszig nachträglich zwei Orb-
nnngSrufe .

Nächste Sitzung nachmittags 144 Uhr .
Schluß der Bormittagssitzung %2 Ifljr .

Eingänge
Verschiedene Abgeordnete haben im Landtag den Antrag ge»

stellt , die Regierung möge sich bei der Reichsbahndirektiou
Karlsruhe für baldige Vollendung der Bahnstrecke Neckar -
fteinach-Schönau einsetze«. —

Die Frauen - Abgeordneten haben einen Antrag eingebracht ,
wonach die Regierung ersucht werden soll, zu prüfen , ob nicht
durch eine schärfere Handhabung der Bedürfnisfrage der wei¬teren Zunahme der Kabarette , Dielen usw . gesteuert werden
kann und wie den in den bestehenden Unternehmungen dieserArt sich breit machenden Zügellosigkeiten und Sittenwidrig -
leiten entgegengewirkt werden kann.

Dem Landtag ist ein F. Nachtrag zum Staatsvoranschlag für1924/25 zugegangen , dessen Inhalt die Verschiebungen im Be -
amtenapparat infolge der Aufhebung des Arbeitsministeriums
zum I . Okt. v. I . bilden . Es handelt sich tun die Zuweisungder bisher dort verwalteten Aufgabengebiete an die Mini -
sterien des Innern und der Finanzen , sowie an die Wasser-
und Straßeubaudirektion .

weise mit Truppen zu belegen . Der Antrag wird zurzeit
»och geprüft , doch kann schon jetzt gesagt werden , daß durch
eine etwaige Belegung die Einrichtungen des „Verein » der
KiabererholungSfürsorg « Heuberg ", dessen Bestrebungen für
die Bolksgesundheit von der Militärbehörde im vollen Um«
fange gewürdigt werden , in keiner Weise eingeschränkt , ge-
schweige denn verdrängt würden .

Dt« Verwendung des Truppenübungsplatzes
Heuberg

In der Presse ist in letzter Zeit häufig von den Bestre -
bungen die Rede gewesen , den frühere « Truppenübungsplatz
Heuberg wieder seinem ursprünglichen Zwecke zuzuführen ,
Bestrebungen , die von den an den Truppenübungsplatz gren -
ze»chen Gemeinde » ausgehen . Dazu teilt die Nachrichtenstelle
des Reichswehrministeriums mit :

Bon den Gemeinden im Umkreis des ehemaligen Trup -
penübungsplatzes Heuberg ist der Antrag gestellt worden , zur
Besserung ihrer wirtschaftlichen Lage den Platz wieder zeit¬

Bolkstrauertag an » 1 . Mär ;
Der ©betrat der Israeliten hat im Benehmen mit den

Stellen , welche die Ausgestaltung des Volkötrauertages in
Baden übernommen haben , angeordnet , daß in allen Syna -
gogen des Landes am Sanistag . den 28 . Februar 1925 ein
Gediichtnisgottesdienst cKgehalten wird .

Hiommunale Ikundscbsu
Anstandsauleihe der Stadt Mannheim . Eine Vorlage de?

Mannheimer Stadtrats aO den Bürgerausschuß ersucht um
die Ermächtigung zur Aufuahme einer in IS bis 20 .fahren
zu tilgenden Ausländsanleihe in Höhe von 12 Millionen
Mark . Der Stadtrat weist dabei darauf hin , daß der Auf -
wand für nachstehende dringend notwendige Herstellungen auS
AnlehenSmittel » zu bestreiten sei : a) Wasserwerk : Neubau
eines Wasserwerks in Rheinau 570 000 Ml ., Erweiterung des
Wasserrohrnetzes 100 000 Mk . b ) Gaswerk : Erweiterung des
Gaswerks Luzenberg 1200 000 Mk., Ausbau des Berwal -
tungsgebäudes K 7 220 000 Mk ., Erweiterung des Gasrohr -
netzes 500 000 Mk . c ) Elektrizitätswerk : Erstellung einer
Schaltanlage im Elektrizitätswerk 420 000 Mk . , Verbindungs -
leitung zwischen Großkraftwerk und Elektrizitätswerk 800 000
Mk ., Erweiterung des KadelnetzeS 350 000 Mk . d ) Straßen¬bahn : Beschaffung vou 4D neuen Triebwagen 480 000 Mk, ,Ausbau der Linie Neuostheim —Seckenheim 1000 000 Mk .,Herstellung einer Verbindungslinie zwischen Feudenheim und
Schriesheim 2 900000 Mk . e ) Hafenantagea : Erweiterungdes Industriehafens 3500 000 Mk . — Aus dem städtischenAnteil an dem Ertrag der Gebändesondersteuer im Rechuungs -
jähr 1925 solle» 2 Millionen Reichsmark sür den Wohnungs -
bau verwendet werde » .

Der Wohnungsverbandsausschuß beim Bezirksamt Rastatt ,der für de» Bezirk Rastatt -Land einer der wesentlichsten Kre¬
ditgeber zur Förderung der Neubautätigkeit auf dem Lande
ist. hat einstimmig beschlossen, daß jeder der ca . 100 Darlehens -
enipfänger des Jahres 1924 sofort noch 400 M . zugewiesenerhalten soll, so daß er insgesamt M . 100V als Darlehen be-
sitzt , dieser aber in Rücksicht auf die Bedürfnisse der Bau -
tätigkeit 1925 mit einem weiteren Nachlaß nicht mehr rechnenkann . Bei den Darlehensschnlden , die auf den l . April 1925
zur Rückzahlung an den Wohnungsverband fällig find , kann
das Bezirksamt Stundung gewähren .

Dandel und Mirtsckakt
Berliner Devisennotierungen

1». Mr . 18. Seit .
9<l\ »rief « e!d Brie'

Amsterdam 100 G . 168.02 168.44 168 .31 169.01
Kopenhagen 100 Kr . 74.61 74 .79 74.64 74.94
Italien . . 100 L 17 .94 17 98 17 .24 17.31
London . . 1 Psd 19 .95 20 .05 19.99 20 .07
Newyork . 1 D . 4 .19 4.21 4 .19 4 .21
Paris . . 100 Fr . 21 .82 21,«9 22 .21 22 .03
Schweiz . 100 Fr . 80 .57 80 .67 80 .73 81 .07
Wien 100 000 Kr . 5 .90 5 .92 5 .90 5 .92
Prag . - 100 Kr . 12 .44 12.45 12 .43 12 .47

Zuteilung überall im Vr- Ski«

ihWI «NW !!WW » V

1 Lkkbsrt
1 Mbrbucb kür dss Dsdner ia » i >

Sechster Jahrgang 1025
Im Aultrage des L ŝudes - Vereins Ksdisebe Deiumt bersusgegeben von

§ D e r m a n n Bris Kusse » f r e i b 11 r g i - V .
112 Seiten mit 49 Abbildungen , einem Vierksrben - Hnmstblstt und zwei iSlnsebaltbildern .

preis kvk . X

Znbaltsübcrstcbt : vierkarviges Kilo : „Aahonua am See " von Rums Dieter . — Geleit . (VonVerinann Kurte . (2 Abb .) — V , ns Dieter . Von Dermsnn Lrls Kusse . <S Abb .) — Linscdaltbtld :„ Settenblasen " von » ans Dieter . - Die KilSwerke GNo Scbltesslers . Von Lrnst Bkrieck. (S Abb .) —einscbaltdllv : . .Ikopl " von Stto Scdltesslcr . — Sedicbte aus dem K »» ve . .Arsuls " von Vernum » Kurte .Das neue » ugustinermuseum in Lreibnrg . Von fcarl Sruber . (8 Abb . » — Das bekesttgte Ettlingenin , /fctttelalter . Von Kemdard Kender . <S » db .) - Dans Ldrtstokk von Srimmelshsusen . Von EngelbertDeganr . <1 » db . » — Xuöwig von Xtebcnetetn . Von Franz Scbnabel . sKllVms und 2 Abb .) — Zurbasischen Crachtenfcmihe des 18. und lS . ZabrbunSerts . Von Dans « ott . (15 sbb .) — ®öenwälö «t Volks »Vumor . von /» ax Malter . (I Abb .) — Das Grab zu » eidelverg . Erzäblung . von Emil Strauss . — Einek mslgescblcbtlicbe Geisterstunde . von Vtto Bilemm . — Kadiscde Dichtung von 1923/24 . von M . E .oektcrlng . — Cbronihcii der katholischen und ver evangelischen Mirche in Kaden lS23 . — Hiünstleriscbausgestattet , mit Ketträgen erster Schrittsteller aus ganz Kaden , ist der „Ehhbart " ein Dclmatbucb kürjeden Kadner und aucb eine «»crivollc Sähe kür alle Dentscbe , die das scböne » adner Land kennenoder kennen lernen wollen . Für "Kunstfreunde wichtig sind die austiidrlieden Abschnitte über DansDieter und Stro Schllessler . mit erstmals dler veröffentlichten Abbildungen geschmückt . Kesonders alsSescvenkduch ist der Ekkhart seitlahren belieht .
Verlag G . Vraun G . m . d . D . f Htsrlsruve i . JB . . Ikarlkriedricbstrssse 14 .

Karlsruher Börse . 18. Febr . Abteilung Getreide , M ^blund Futtermittel . Die Stimmung ist unsicher , das ©efchüftklein . Der Besuch läßt nichts zu wünschen übrig . Weu ^ ,neue Ernte handelsüblich 27—27,5, Roggen neue Ernte ,sund , handelsüblich 26 bis 27 . Sommergerste je nach Qua -lität 27 bis 32, Haser neue Ernte 1V bis 20,5, ausgesprochen ,minderwertige Ware entsprechend billiger . Plaia -Mals mitSack 23 bis 23,5 , Jngosiavischer Mais ( lose) 21,75 , Weizen -mehl Mschlenforderung 44 bis 44A Roggenmehl MüHlenfou
derung 40 bis 40,5 , zur Abnahme fähiges Mehl billiger er-haltlich . Weizen - und Roggenfuttermehl lk bis 16,5, Weizen -und Roggenkleie 14,5 bis 15,5, Spezialfabrikate entsprechendteuerer . Mertreber 21 bis 22. Malzkeime 18,5 bis 19,5, Spei ,
sekartoffel , gelbfleischige 7L bis 8, rote 6,5 . Rauhfuttermittel :Loses Wiesenheu . gut , gesund , trocken S bis 9,5, Luzerne libis 11,5, Weizen -Roggenstroh , drahtgepreßt 5 bis 6, alle « ptx100 Kilo , Müblenfabrikate , Mais , Bierireber und Malzkeimemit , Getreide ohne Sack, Frachtparität Karlsruhe . Waggon -
preise . Kleinere Quantitäten entsprechende Zuschläge . Wein *nnd Spirituosen : Die Börse war gut besucht. In Weinen , be -
sonders aus der Pfalz , war das Geschäft etwas belebter zuunveränderten Preisen . In Spirituosen herrschte Nachfragenach Rohbranuiweinen . Hier waren die Preise etwas stei-
gend , dagegen in Edelbranntweinen unverändert . Kolonial -waren : Kaffee roh Santos 4,4 bis 4,8 , gewaschen (zentralameric . ) 5. 1 bis 5,8. gebrannt billigste Mischung von 5,5 an .Tee gut 6,8 bis 7,6, mittel 8,2 bis 8,8, fein vou 9,2 cm.Kakao (deutsch ) von 1,4, (anstand . ) von 1,8 an . Rangoonreij
0,44 , Graupen 0,44, gespaltene Erbsen 0,36 , ungar . Perlboh -iie» 0,44, Linsen mittel 0,70 , Sakatöl 1,30, Schweinefett 1,85,Kristallzucker 0,65 Mk . . alles per Kilo .

Verschiedenes
Eine Untergrundbahn in München ?

Die demokratische Stadtratsfraktion hat im MüncheuerStadtrat beantragt , es solle mit Firmen , die auf dem Gebietder Untergrundbahnen Erfahrungen haben , in VerbindunggetretVn werden , ob und unter welchen Voraussetzungen siedie Erbauui <g von Untergrundbahnen in München für durch-
führbar halten .

Die Zugfpitzbahn
Die Konzession für eine Zugspitzbahn ist jetzt erteilt wor -

den . Tie bayrische Regierung hat das Projekt einer Bahn aufde» Ostgipfel der Zugspitze nach de » Plänen des Ingenieur »
Cathrein genehmigt . Die Bahn soll eine Länge von 18,26
Kilometer haben , ihr Endpunkt befindet sich in einer Höhevon etwa 2900 Meter . Bo » l Eibsee wird die Bahn als Zahn -
radbahn gebaut , wodurch es möglich wird, große Massen zu
befördern , und die höchste Betriebssicherheit geboten wird .

Schwerer Grubenunfall
MTB . Hamborn , 19. Febr . Am Dienstag kamen auf der

Zeche „Vehofen " zwei Bergleute nach Abgabe eines Spreng -
schusses infolge vergifteter Gase ums Leben . Bier weitere
Bergleute liegen außer Lebensgefahr im Krankenhaus «.

Die englifch-amerikanischen Lustverkehrspläne
Der Londoner „Daily News " erfährt , daß ein Plan fürdie Errichtung eines großen Handelsluftschiffverkehrs zwischen

London und Newyork den offiziellen Kreisen zur Kenntnis ge-
bracht worden sei . Es verlaute , daß eine Gruppe hervorra -
gender amerikanischer Geschäftsleute den Plan unterstützten .
Ursprünglich sei die Verwendung von drei Zeppelinen von et-
wa 100 000 Kubikmeter Inhalt , d. h. etwas kleiner als der
Z . R . 3, vorgesehen Worden . Die alliierten Regierungen hät -
ten in Erwiderung auf eine Anfrage des Vertreters der
Gruppe auf die Bestimmungen des Versailler Vertrages hin -
gewiesen , die den Bau von Luftschiffen in Deutschland un -
möglich in achten ,
noch unbestimmt .

Ober der Plan weiter verfolgt werde , sei

Mctallbetten l
Btahlmatr , Kinderbeü .. direkt
rn, Private, Katalog 7b R frei.
Eisrnmöbelfabrik ®«M (Ibftr .)

I . IHIqislW
l StrviW SmchÄarlut .
Z .573 . Dnrlach . Das

Konkursverfahren über
das Vermöge » de» Firma

Gummi - & Leberstanz-
werke Stecht er i Co.
Ko« . Ges . in Söllingen
ist aufgehoben worden , da
der im Termin vom 19.
November 1924 angenom -
inene Zwangsvergl >eich
rechtskräftig bestätigt ist .
Durlach , 16. Febr . 1925.

Der Gerichtsschretber des
Amtsgerichts .

Z .574 . Lahr . Uber den
Nachlaß der Karolina Her »

tenstein in Friesenheim
ist heute cun 18. Februar
1925 , nrittags 12 Uhr , daS
Konkursversahren eröffnet
worden . Herr Kaufmann
Karl schnitzler in Lahr
ist zum KonkurSvevwalter
ernannt . Anmeldefrist bis
6. März 1925. Erste Gläu .
bigecversammlung und

Prüfungstermin am
Dienstag , den 17. März
192;», vormittags 8 Uhr.
Offener Arrest und An -

zeigesrist bis zun : 25 . Fe -
bruar 1925.

Lahr . 18 . Febr . 1925:
Der Gerichtsschreiber .

Bad . Amtsgericht .

IM .SekaWtMachi «!ge »

Die Gemeinde Meißen -
heim (Amt üafa ) verstei¬
gert am Mittwoch , de«
25. d. Mts ., vormittags

16 Uhr, anfangend im
HiebsMag im Rheinwald
folgen »« Hölzer : E .74.2. 1

4 Eichen As zu 0,51
Festmeter messend .

28 Eschen bis zu 0,37
Festmeter messend .

39 Pappeln bis zu 3,42
Festineter inesseiid .

17 Weiden bis zu 1,00
Festineter niessend .

3 Ahorn bis zu 0,34
tzeswreter messei>d .

9 Akazien bis zu 0,31
Festmeter messend .

4 Jffeu bis zu 0 .66
Festmeter messend .

11 Ulmen bis zu 0,75
Festineter messend .

10 Birkenstämme bis zu
0,36 Festmeter messend .

Forstwart Kleis fertigt
aus Verlangen Listenaus -
Züge.
Meißenbeim , 17. Febr . 25.

Gemeindtrat :
gez . Fisches , Bürger -

meist er .

Das Forstamt Offen¬
burg versteigert am 27.
Februar 1925 im Gast -
hau » zum Rappen in Hes-
selhurst , vormittags 9 Uhr
beginnend aus Schlag 2
und 3 Endingerwald :

81 Festmeter Eichen¬
stammholz I .—VI . Kl .

14 Festmeter Eschen¬
stammholz IV .—VI . Kl .

10 Festineter Grlen -
stainrnholz IV .— 'V. Kl .

14 Festmeter Birke n-
stammholz IV .—V . Kl.

3,5 Festmeter Hainbu -
chenstanimholz IV .—V . Kl.

2 Festin . Sonst . Laub¬
holz (Akazie , Ulme ) V.
bis VI . Kl .
smoie 3 Ster Nutzschicht,
holz iEichen ).

Aus Schlag 4—21 7,47
Festm . Eichenstammholz
I .—IV KI. und 1,17 Fest -
Meter Escheu IV . Kl .

VenvattANgs -MM
jüng ., tücht ., selbst . Kraft ,mit sämtl . Berwaltungs -
arbeiten bestens dertra » t.
erfahren in der Grund -
und Standesbuchführung ,
sowie im RechnungS - und
Registraturwesen , flotter

Maschinenschreiber u. Sie -
notypist , sucht sofort oder
später geeignete Stelle ,
gleich wo . Es wird we-
niger auf hô e . Zahlung
als -anf gute Weiterbil¬
dung abgehoben .

Gefl . Off . unter E .73
an die Erped . d. Karlsr .
Zeitung . E .73

MjMSl
jüngerer , gesucht. Die
etatinäßige Stelle ist vor -
läufig in HtebaltSklasse
VII eingereiht . Beswn -
dene Prüfung für den
mittleren Justizdienst er -
forderlich . Gesuche bis
spätestens ö . März an die
unterzeichnete »stelle er -
beten . E .66 .2 .1

Grundbuchamt
Frelbu ^ i. Br .

Ladisches
S . andesthesler
Freitag, den 20 . Februar

A 17
TH .-G - 1701 -2000,3401 -3700

Kolportage .
Komödie in einem Vorspiel
und drei Akten nach 20 Achren

von Georg Sais»
In Sjen « g«s. v. F . Baumbach

Personen:
Gras James Stjernenh»

Goc-eck-Mamcheim a. $ •
Karin Wagner-M 'henn «• G
Erik . . . . Zisirnberzer
Erbgräfin Stjemenhö

Krauendorfer
Riß Grove . . . Roller
Baron Barrenkrona . Höcker
Alice Berl- t»
Ämit Bratt . . Baumb« h
Frau Appebloin . Normana
Acke . . .
Lindströn» .
Johanuison . .
Ein Lakai . . . . .

Anfang 7*1 « he
Ende */410 Uhr

Sperrst» Abt. l M . «-S0

ttreuzing»
Müller

. Benedict

. . Wklti

Druck G . Braun . Karlsruhe .
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